
Ganz  schön  glatt  hier:  Vom
Streusalz-Dogma  und  einem
Mangel  an  politischer
Konsequenz
von KLAUS KELLE

Der Regierende Bürgermeister Kai Wegner von der CDU wollte bei
massivem Glatteis in der Stadt das Streuverbot kurzfristig
aussetzen  und  erntete  dafür  Spott  und  Hohn  im
Abgeordnetenhaus. Aber im Grunde hat er natürlich recht, denn
es  gab  bereits  zahlreiche  Verletzte  in  Berlin  wegen  der
eisigen Temperaturen und gefrorener Fahr- und Gehwege.

Mehr  als  1.800  Mal  mussten  Sanitäter  und  die  Berliner
Feuerwehr an einem einzigen Tag ausrücken, die Notaufnahmen
der  Krankenhäuser  waren  aufgrund  von  Knochenbrüchen  und
Platzwunden überlastet, und ein Rettungsdienst hatte zeitweise
sogar keinen einzigen Wagen mehr verfügbar. Berlin wieder mal
am Limit – wie so oft in jüngster Zeit.

In  einer  solchen  Situation  starr  am  Streusalzverbot
festzuhalten, das klingt wie Hohn gegenüber Senioren, die sich
nicht mehr aus dem Haus trauen, und den vielen Pendlern, die
auf  dem  Weg  zur  Arbeit  ihre  körperliche  Unversehrtheit
riskieren. Umweltschutz ist wichtig, keine Frage. Aber wenn
der  Schutz  von  Baumwurzeln  höher  als  die  körperliche
Unversehrtheit  von  Tausenden  Menschen  bewertet  wird,  dann
läuft etwas falsch.

Wegners Slalom-Kurs

Kai Wegner steht erneut im Zentrum der Kritik – dieses Mal zu
Unrecht. Sein Appell an das Abgeordnetenhaus, das Verbot zu
lockern,  wurde  von  der  Opposition  als  Offenbarungseid
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bezeichnet. „Man nennt es Winter“, tönten die Kritiker. Und so
ist  das  halt  in  einer  Demokratie.  Aber,  Freunde:  Ein
Regierender  Bürgermeister  bettelt  im  Parlament  darum,  das
Richtige tun zu dürfen? Ernsthaft?

Der  Chef  im  Roten  Rathaus  hat  gemäß  Artikel  58  der
Landesverfassung  die  Richtlinienkompetenz.  In  einer
Notsituation hat er nicht nur das Recht, er hat die Pflicht zu
führen. Und er sucht nicht wie ein Bittsteller Zustimmung, die
er gar nicht braucht. Kurze Anweisung an die Umweltverwaltung,
Eil-Verordnung für das Tausalz vorbereiten – und dann los
geht’s.

So funktioniert Realpolitik

Aber Wegner versemmelt nun zum zweiten Mal innerhalb weniger
Wochen  den  Matchball,  der  ihm  seinen  Bürostuhl  im  Roten
Rathaus für weitere fünf Jahre sichern könnte. Wegners Agieren
wirkt  wie  ein  politischer  Eiertanz.  Zwar  erkennt  er  das
Problem und die Erwartungen seiner Bürger, aber er zögert bei
der Durchsetzung, bis der Fußgänger platt auf dem Eis liegt.

Gestern hat der Senat endlich den vorübergehenden Einsatz von
Tausalz genehmigt. Die Berliner Stadtreinigung (BSR) ist mit
allen Kräften unterwegs, und auch Grundstücksbesitzer und vom
Land  beauftragte  Winterdienste  sind  endlich  vom
Taumittelverbot  befreit.  Bis  zum  14.  Februar.

Irgendwie funktioniert es dann doch noch

Oder,  wie  man  in  Köln  kalauert:  „Et  hätt  noch  imma  joot
jejange“. Aber ob das so bleibt, das ist keineswegs sicher.
Glatteis-Chaos, davor linker Terror und massiver Stromausfall
in Zehlendorf, und von der missglückten Kommunikation beim
Tennis-Match  des  Bürgermeisters  will  ich  gar  nicht  erst
anfangen.

Im Wahljahr entsteht ohne jede Not das Bild einer Stadtspitze,
die von der Realität ihrer eigenen Metropole immer mal wieder



überrascht wird. Berlin leidet unter einer Verwaltung, die
sich  in  Zuständigkeiten  verstrickt,  statt  pragmatische
Lösungen zu liefern. Warum gibt es zum Beispiel kein flexibles
Winterdienst-Konzept, das bei Extremwetterlagen (wie Blitzeis)
automatisch  Sonderregeln  aktiviert?  Warum  muss  erst  das
öffentliche Leben kollabieren, bevor unbürokratisch gehandelt
wird?

Berlin  braucht  keinen  Bürgermeister,  der  das  Wetter
kommentiert, sondern einen, der die Stadt intensiv auf solche
Lagen vorbereitet. Das ist kein Hexenwerk, denn die Spötter im
Abgeordnetenhaus  haben  ja  zumindest  damit  recht,  dass  wir
gerade keine Wetterkatastrophe erleben, sondern einfach nur
normale Wintertage.

Enges Rennen zwischen Grünen
und  SPD  bei  Berliner
Abgeordnetenhaus-Wahl
BERLIN – Bei der Wahl zum Berliner Abgeordnetenhaus liefern
sich SPD und Grüne ein extrem enges Rennen um Platz eins. In
der ersten Hochrechnung des RBB am Sonntagabend liegen beide
Parteien fast gleichauf: die Grünen bei 22,5 Prozent, die SPD
bei 21,9 Prozent.

Wer neue Regierende Bürgermeisterin wird, ist noch nicht klar:
SPD-Spitzenkandidatin  Franziska  Giffey  oder  ihre  grüne
Konkurrentin Bettina Jarasch. Amtsinhaber Michael Müller (SPD)
gibt das Amt ab, um in den Bundestag zu wechseln.
Unklar sind auch die Koalitionsoptionen. Eine Fortsetzung des
regierenden rot-rot-grünen Bündnisses ist wohl in jedem Fall
möglich,  denn  die  Linken  erreichen  laut  Hochrechnung  14,2
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Prozent.

Denkbar  sind  aber  auch  andere  Dreierbündnisse.  CDU-
Spitzenkandidat Kai Wegner sagte, seine Partei sei angetreten,
um  Rot-Rot-Grün  zu  beenden,  und  die  Zahlen  könnten  das
vielleicht auch noch hergeben. Die CDU erreicht allerdings
laut Hochrechnung wieder eines der schlechtesten Ergebnisse
der Nachkriegszeit: 16,1 Prozent.

Die FDP kommt in der Hochrechnung auf 7,6 Prozent und ist
damit  geringfügig  besser  als  2016.  Die  AfD  stürzt  laut
Hochrechnung regelrecht ab auf 6,8 Prozent – etwa die Hälfte
des Werts vor fünf Jahren.

Grünen-Spitzenkandidatin Jarasch zeigte sich begeistert über
die Prognosen. «Berlin hat gewählt und es ist großartig»,
sagte  sie.  Die  Grünen  hätten  eine  Aufholjagd  ohnegleichen
hingelegt – denn in Umfragen vor der Wahl lag die Partei meist
deutlich hinter der SPD. «Ich bin völlig überwältigt.» Sie
bekräftigte ihren Anspruch auf das Amt der Regierungschefin.

Aber auch Giffey äußerte sich kämpferisch. Noch sei nichts
entschieden.  Die  SPD-Wahlkämpfer  hätten  in  guten  und  in
schlechten  Tagen  zu  ihr  gestanden.  Ziel  sei,  weiter  gute
sozialdemokratische Politik zu machen. Auch SPD-Vizechef und
Innensenator Andreas Geisel warnte vor voreiligen Schlüssen
nach den Prognosen. Es werde noch eine lange Nacht.

In  der  Hauptstadt  war  der  Sonntag  ein  Superwahltag.  Die
Berlinerinnen und Berliner konnten neben dem Abgeordnetenhaus
auch  den  neuen  Bundestag  und  zwölf  neue  Bezirksparlamente
wählen. Außerdem stimmten sie bei einem Volksentscheid darüber
ab, ob große Wohnungskonzerne enteignet werden sollen.

Der Wahlkampf war geprägt von den Themen Mieten und Wohnen,
Verkehr, Klimaschutz, Bildung und Corona. Wahlberechtigt waren
2,45  Millionen  Menschen.  Den  ganzen  Tag  über  gab  es
organisatorische  Schwierigkeiten  bei  der  Stimmabgabe  in
Berlin. Kurz vor der offiziellen Schließung der Wahllokale



standen vielerorts noch Wählerinnen und Wähler Schlange.

2016 hatte die SPD die Wahl zum Abgeordnetenhaus mit 21,6
Prozent  der  Zweitstimmen  gewonnen  –  ihrem  schlechtesten
Ergebnis in Berlin seit 1946. Die CDU erreichte damals 17,6
Prozent, ebenfalls ein historisches Tief. Die Linke kam vor
fünf Jahren auf 15,6 Prozent, die Grünen auf 15,2 Prozent. Die
AfD war mit 14,2 Prozent erstmals in das Abgeordnetenhaus
eingezogen, die FDP schaffte 6,7 Prozent. Die Wahlbeteiligung
lag damals bei 66,9 Prozent.

Das  Berliner  Landesparlament  besteht  aus  mindestens  130
Abgeordneten,  aktuell  sind  es  durch  Überhang-  und
Ausgleichsmandate 160. Dieses Mal bewarben sich 34 Parteien
mit  Landes-  oder  Bezirkslisten  um  die  Zweitstimmen  der
Wählerinnen und Wähler. 2016 waren es 21. Wegen Corona wurde
diesmal  eine  Rekordzahl  an  Briefwählern  erwartet.  2016
entfielen  29,2  Prozent  der  abgegebenen  Stimmen  auf
Briefwähler, bei der Bundestagswahl 2017 waren es in Berlin
33,4 Prozent.

Rechnungshof  hat  keine
Beanstandungen  bei  AfD-
Fraktion
BERLIN – Die AfD-Fraktion im Abgeordnetenhaus hat sich heute
mit der Stellungnahme des Rechnungshofes des Landes Berlin zu
ihren Finanzen befasst. Der Fraktionsvorstand informierte die
Abgeordneten, dass durch den Rechnungshof festgestellt worden
sei,  dass  die  Fraktion  den  gesetzlichen  Anforderungen  im
vollen  Umfang  nachgekommen  sei.  Es  gäbe  keinerlei
Rückforderungen.
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Laut aktuellem Bericht des Fraktionsgeschäftsführers Friedrich
Hilse wird die Fraktion bis zum Ende der laufenden Wahlperiode
auf Grund der Coronakrise einen Überschuss erzielen, der im
hohen sechsstelligen, voraussichtlich sogar im siebenstelligen
Bereich liegen wird. Die gesparten Beträge werden der neuen
Fraktion der AfD im Abgeordnetenhaus nach den Wahlen am 26.
September 2021 für die neue Legislaturperiode zur Verfügung
stehen.

Die  Fraktion  war  vom  Rechnungshof  im  Spätsommer  2020
aufgefordert worden, die erforderlichen Unterlagen zur Prüfung
der Ausgaben der Fraktion in den Jahren 2017 bis 2019 dem
Rechnungshof zur Verfügung zu stellen.

Marcel  Luthe  Spitzenkandidat
der Freien Wähler (FW) fürs
Abgeordnetenhaus
BERLIN  –  Der  ehemalige  FDP-Politiker  und  Innenexperte  im
Berliner  Abgeordnetenhaus,  Marcel  Luthe,   hat  eine  neue
politische  Heimat.  Der  Berliner  Landesverband  der  Freien
Wähler (FW) wählte Luthe am Samstagnachmittag auf den ersten
Platz der Landesliste für die Wahl zum Abgeordnetenhaus. Luthe
hatte  nach  einem  lang  andauernden  Streit  mit  dem  FDP-
Fraktionsvorsitzenden Sebastian Czaja erst die Fraktion und
dann auch die Partei verlassen.
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AfD  beantragt  Corona-
Schutzkonzept  für  Berliner
Busse, S- und U-Bahnen
BERLIN  –  Der  ÖPNV-Experte  der  AfD-Fraktion  im  Berliner
Abgeordnetenhaus, Gunnar Lindemann, übt massive Kritik an den
bisherigen Schutzmaßnahmen im Öffentlichen Personennahverkehr
(ÖPNV)  der  Hauptstadt  Einerseits  habe  die  Coronakrise  zu
„dramatischen Einnahmeausfällen und Fahrgastschwund“ geführt,
andererseits sei  „auffällig wenig an durchdachten Konzepten
in  Sachen  Infektionsschutz  erkennbar“,  heißt  es  weiter  in
einem Antrag der Partei im Abgeordnetenhaus.

So  sei  der  Fahrerbereich  von  Bussen  oftmals  nur  mit
„provisorischem Flatterband abgegrenzt“ und Fahrgäste hätten
Maskenpflicht. Ein Mehr an Konzept sei nicht erkennbar.

Besonders bitter sei, dass es andere Lebensbereiche in Berlin
gäbe, die die vergangenen neun Monate genutzt hätten, wirksame
Hygienemaßnahmen und Konzepte zu entwickeln.  Die AfD schlägt
deshalb ein konretes Maßnahmenpaket vor, um sicherzustellen,
dass  besonders für Risikogruppen der ÖPNV wieder sicher und
attraktiv werde.
So  sei  die  regelmäßige  Reinigung  an  den  Endhaltestellen
einschließlich guter Durchlüftung in vielen Verkehrsmitteln,
z.B. Flugzeugen oder Fernbahnen, längst Standard, bei BVG und
S-Bahn aber noch nicht.

Konkret fordert die AfD:

die  regelmäßige  Innenreinigung  der  Fahrzeuge  an  den
Endhaltestellen, insbesondere Haltegriffe, Haltestangen
und Türöffner
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regelmäßiges Lüften der Fahrzeuge an den Endhaltestellen
gefährdete  Risikopersonen  (Hochbetagte,  Personen  mit
stark risikoerhöhenden Vorerkrankungen) können statt mit
regulärem  ÖPNV  auf  Wunsch  ohne  Aufpreis  mit  dem
BerlKönig  fahren,  um  diese  Menschen  besonders  zu
schützen
zusätzliche Fahrten auf stark frequentierten Strecken zu
den Stoßzeiten, um das Abstandhalten in den Fahrzeugen
zu erleichtern
Fahrerkabinen  professionell  mit  festinstallierter
Plexiglaswand  schützen  und  Fahrscheinverkauf  im  Bus
wieder ermöglichen
keine sinnlose und nutzlose Maskenpflicht im Freien, auf
offenen Bahnhöfen und in wenig belegten Fahrzeugen, in
denen  Mindestabstände  problemlos  eingehalten  werden
können

 

FDP-Fraktion  schmeißt  Luthe
raus: Ecken und Kanten nicht
gefragt
von KLAUS KELLE

BERLIN – Die FDP-Fraktion im Berliner Abgeordnetenhaus hat
ihren  Kollegen  Marcel  Luthe  einstimmig  ausgeschlossen.  Der
Beschluss  fiel  auf  einer  Sondersitzung  der  Fraktion.
Fraktionschef Sebastian Czaja begründete die Entscheidung mit
einem „zerrütteten Vertrauensverhältnis“. Aber: Der Beschluss
sei allen nicht leicht gefallen. Toll!
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Für  den  Betrachter  klingt  das  so,  als  habe  man  nichts
Konkretes gegen den Mann in der Hand, der wie kaum ein anderer
Landespolitiker in der Stadt bekannt war. Einer Stadt, deren
brave Bürger unter der hohen Kriminalität im Zusammenhang mit
dem totalen Versagen des rot-rot-grünen Senats leiden. Da gilt
einer  wie  Luthe,  innenpolitischer  Sprecher  der  Liberalen,
irgendwann als Nervensäge für die anderen blassen Kollegen.
Der  jetzt  –  mit  ausdrücklicher  Zustimmung  des  FDP-
Landesverbands – ausgeschlossene Unternehmer war u. a. durch
eine Flut von Anfragen zu Themen der Inneren Sicherheit bei
den  Berlinern  aufgefallen.  Er  gehörte  dem
Untersuchungsausschuss  zum  Terroranschlag  auf  dem
Breitscheidplatz  2016  an.

Luthe war Direktkandidat im Wahlkreis Grunewald. Dort holten
er  und  die  FDP  ihr  berlinweit  bestes  Erst-  und
Zweitstimmenergebnis.  Über  die  Liste  zog  er  2016  ins
Abgeordnetenhaus ein. Der 42-Jährige gründete den Verein Pro
Tegel,  der  ein  erfolgreiches  Volksbegehren  zum  Erhalt  des
Flughafens in Tegel initiierte.

Im April dieses Jahres hatte Luthe eine Organklage vor dem
Landesverfassungsgerichtshof  gegen  den  Berliner  Senat
eingereicht. Deren Corona-Verordnung sei „widersprüchlich und
willkürlich“. In mehreren Punkten sei die Corona-Politik des
Senats nicht schlüssig, etwa wenn der Verkauf von Motorrädern,
nicht aber der Verkauf von Fahrrädern medizinisch bedenklich
sei.

Es  sind  in  vielen  Parteien  und  Fraktionen  überall  in
Deutschland genau diese Politiker, die für ihre Parteioberen
unerwünscht  sind.  Abgeordnete,  die  selbst  denken,  Fragen
stellen und mit eigenen Initiativen immer wieder diejenigen
nerven,  die  gemütlich  auf  dem  warmen  Parlamentariersofa
sitzen. Sie zwingen die Kollegen, ihren Job ernster zu nehmen,
sie  halten  ihnen  den  Spiegel  vor  und  fordern  die  anderen
heraus, ihre Positionen immer wieder neu zu überdenken. Und
weil das viele nicht wollen, kommt es dann leicht zu einem



„zerrüttenden Vertrauensverhältnis“.

Die FDP-Fraktion ist mit jetzt elf Mitgliedern die kleinste im
Parlament. Sie könnte deutlich größer sein, wenn sie Querköpfe
wie  Luthe  nicht  nur  ertragen,  sondern  in  seiner  Arbeit
unterstützen würden.

 

 

Genitalverstümmelung:
Dramatischer  Anstieg  von
Fällen in Berlin
BERLIN – Immer mehr Mädchen und Frauen werden in Berliner
Krankenhäusern wegen Genitalverstümmelungen behandelt.  Von 
2018 bis September 2019 wurden 176 Fällen festgestellt und
behandelt.  ist  in  den  vergangenen  beiden  Jahren  massiv
gestiegen. Das ist ein dramatischer Anstieg, denn im ganzen
Jahr 2016 gab es zwölf, 2017 sechs Fälle.

Diese  beunruhigende  Entwicklung  wurde  vom  Senat  auf  eine
Anfrage  der  AfD-Fraktion  im  Berkiner  Abgeordnetenhaus
bestätigt.

Der  Senat  sieht  den  Anstieg  im  Zusammenhang  mit  der
Einwanderung  vor  allem  aus  afrikanischen  und  arabischen
Ländern: „Aufgrund der Zuwanderung aus Gebieten, in denen die
Praxis  der  Genitalverstümmelung  stark  verbreitet  ist,  wird
davon ausgegangen, dass ein zunehmender Bedarf an Beratung,
Aufklärung und medizinischer Versorgung besteht.“
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Im Sommer wird Berlin eine Koordinierungsstelle für den Ausbau
der Aufklärungs- und Beratungsangebote und der medizinischen
Versorgung  dieser  Frauen  einrichten.  Erzieher  und  Lehrer
sollen  besonders  sensibilisiert  werden,  solche  Fälle  zu
erkennen.

Die AfD-Abgeordnete Jeannette Auricht fordert vom Senat, für
eine bessere Datenlage zu sorgen.  Auricht sagte: „Wie soll
den  Betroffenen  geholfen  werden,  wenn  die  Zahlen
ausschließlich  geschätzt  werden?“  Nötig  sei  eine  gezielte
Präventionsarbeit  mit  den  Tätergruppen  und  verpflichtende
Untersuchungen bei Kindern.

 

Abgeordnetenhaus  debattiert
Corona-Lockdown:  Opposition
gemeinsam  für  schnelle
Lockerungen  bei  Kneipen,
Restaurants und Hotels
BERLIN  –  CDU,  FDP  und  AfD  haben  heute  im  Berliner
Abgeordnetenhaus den Senat aufgefordert, den Unternehmen in
der Stadt eine Perspektive für die Zukunft zu geben und die
Einschränkungen  insbesondere  für  Hotels  und  Gastronomie
zeitnah zu lockern. CDU-Fraktionschef Burkhard Dregger verwies
darauf, dass diese Branche in Berlin wesentlich bedeutender
sei  als  in  den  anderen  Bundesländern.  AfD-
Fraktionsgeschäftsführer  Frank-Christian  Hansel  bezeichnete
die  Einschränkungen  im  Lebensalltagt  der  Berliner  als
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„unverhältnismäßig“. Die AfD habe in Berlin und im Bund das
Herunterfahren  der  gesellschaftlichen  Aktivitäten  bishr
mitgetragen  und  damit  den  Regierungen  einen
Vertrauensvorschuss  gegeben.

Hansel weiter: „Inzwischen wachsen nicht nur bei uns, sondern
auch bei vielen Anderen, die Zweifel, ob dieser Shutdown nötig
war.“ Es sei an der Zeit, auf die Bürger zu vertrauen, dass
sie „aus eigenem Interesse das täten, was angesichts der Krise
notwendig ist“. Der Staat müsse nicht alles durch Verbote
regeln. Für die FDP warf der Abgeordnete Florian Kluckert dem
Senat vor, dass er versäumt habe, die Stadt auf bevorstehende
Lockerungen vorzubereiten.

Der Regierende Bürgermeister Michael Müller (SPD) stimmte den
Ausführungen der Opposition zur Situation der Gastronomen in
der  Millionenstadt  ausdrücklich  zu.  „Gerade  bei  wärmeren
Temperaturen  können  viele  insbesondere  im  Bereich  der
Außengastronomie flexible Möglichkeiten schaffen, wo Hygiene-
und Abstandsregeln eingehalten werden können“, sagte er.

Im  Abgeordnetenhaus  war  heute  spürbar,  dass  über
Fraktionsgrenzen  hinaus  der  Wunsch  des  Parlaments  besteht,
künftig deutlich stärker in die Prozesse zur Corona-Bekämpfung
einbezogen zu werden. „Es kann nicht sein, dass der Senat
dauerhaft  am  Parlament  vorbeiregiert“,  sagte  der  
Parlamentarische  Geschäftsführer  der  FDP-Fraktion,  Paul
Fresdorf, am Rande der Sitzung gegenüber Journalisten.

Vor der Sitzung hatte der Ältestenrat außerplanmäßig getagt.
CDU  und  FDP  hatten  dort  gefordert,  die  bisherigen
Rechtsverordnungen  des  Senats  in  der  Corona-Krise  dem
Abgeordnetenhaus vorzulegen, was dann auch beschlossen wurde,
so  dass  die  Fachausschüsse  demnächst  mit  den  Beratungen
beginnen können.

 

 



Zweifelhafte  Linke-
Professorin kommt nichts ans
Verfassungsgericht
BERLIN  –  Die  mögliche  Wahl  der  für  viele  Abgeordnete
ungeeigneten  Linke-Politikerin  Lena  Kreck  zur  Richterin  am
Berliner  Verfassungsgericht  ist  endgültig  vom  Tisch.  Die
Fraktionsvorsitzenden Carola Bluhm und Udo Wolf teilten mit,
dass Kreck, die schon einmal im Abgeordnetenhaus durchgefallen
war, für eine zweite Kandidatur nicht zur Verfügung stehen
werde.

Die Linke, Dozentin an der Evangelischen Hochschule Berlin,
war im vergangenen Oktober bei der geheimen Wahl im Berliner
Abgeordnetenhaus  überraschend  gescheitert.  Rote  und  Grüne
sprachen damals von Skandal, weil möglicherweise CDU, FDP und
AfD  gemeinsam  gegen  Keck  gestimmt  hatten  –  sicherlich
unabgesprochen.  CDU-Fraktionschef  Burkard  Dregger  sagte
damals, es seien „reine Mutmaßungen, wer aus welchen Fraktion
wie abgestimmt habe. Das war eine geheime Wahl und ich habe
meinen Kollegen nicht in der Wahlkabine über die Schultern
geschaut.“ Ihm seien  Stimmen auchaus der Koalition bekannt,
die gegen Keck gewesen seien.

Und  das  stimmt!  So  habe  die  Bewerberin  ein   Studium  der
Sozialwissenschaften ebenso abgebrochen wie das Studium der
unwissenschaftlichen sogenannten „Gender Studies“. Ihr zweites
Staatsexamen  hat  sie  erst  vor  wenig  mehr  als  zwei  Jahren
abgelegt und ist seit Anfang Oktober 2019  Professorin an der
Evangelischen Hochschule.

Bluhm  und  Wolf  erklärten  nun:  „Aus  Respekt  vor  dieser
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wichtigen  demokratischen  Institution  werden  wir  uns  einer
solchen  nicht  verschließen.“  Voraussetzung  sei  allerdings,
dass die CDU-Fraktion glaubhaft zusichern könne, ihren Beitrag
dazu zu leisten, dass Kandidatin oder einen neuen Kandidaten
zu benennen.“

Der Berliner Verfassungsgerichtshof ist das höchste Gericht in
der  Hauptstadt.  Seine  neun  Mitglieder  werden  zu
unterschiedlichen Zeitpunkten jeweils für sieben Jahre gewählt
und arbeiten in der Funktion ehrenamtlich. Eine Verlängerung
ihrer Amtszeit ist nicht möglich. Im Abgeordnetenhaus ist es
normalerweise üblich, die von den Fraktionen vorgeschlagenen
Kandidaten möglichst parteiübergreifend zu wählen, nachdem sie
sich bei den Abgeordneten vorgestellt haben.

AfD-Fraktion  hat  Abgeordnete
Jessica  Bießmann
ausgeschlossen
BERLIN – Die AfD-Fraktion im Berliner Abgeordnetenhaus hat die
Abgeordnete Jessica Bießmann ausgeschlossen. Der Grund sind 
Fotos  aus  ihrer  Vergangenheit,  wo  die  familienpolitische
Sprecherin vor einem Regal sitzt, in dem Weinflaschen mit
Hitler-Konterfei zu sehen sind.

Das  sei  aber  nicht  der  einzige  Grund,  wird  Fraktionsvize
Karsten Woldeit im Tagesspiegel zitiert. Angeblich stößt der
Partei auch Bießmanns Schulterschluss mit rechten Bewegungen
wie Pegida auf.

 

https://berlinjetzt.com/2018/11/06/afd-fraktion-will-jessica-biessmann-loswerden/
https://berlinjetzt.com/2018/11/06/afd-fraktion-will-jessica-biessmann-loswerden/
https://berlinjetzt.com/2018/11/06/afd-fraktion-will-jessica-biessmann-loswerden/

